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MÜNSTER. Die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft (DKG) rät ihren Mit-
gliedern zur Zurückhaltung bei der
neuen Möglichkeit, Patienten als Teil
des Entlassmanagements Arzneimit-
tel zu verordnen. „Man muss mit dem
Verordnungsinstrument sehr vorsich-
tig umgehen“, sagte Alexander Kort-

hus, stellvertretender Geschäftsfüh-
rer der DKG-Rechtsabteilung, auf
dem Kongress „Gesundheitswirt-
schaft managen“ in Münster.

Die Medikamentenverordnung in
der Klinik könne zwar eine sinnvolle
Ergänzung sein, wenn längere Zeit-
räume überbrückt werden müssen, in
denen der Patient sonst ohne Rezept
wäre, sagte er. Skeptisch ist Korthus
aber, weil viele Krankenhausärzte
nicht über umfassende Erfahrungen
in diesem Bereich verfügten. „Sie wis-
sen nicht, wie man damit umgeht und
welche Folgen es haben kann.“ Er ver-
wies auf die Gefahr der Wirtschaft-
lichkeitsprüfung, die auch für die Kli-
nikärzte bestehe. Marketing mit dem

Rezeptblock sollten sie deshalb besser
nicht betreiben. „Auch mit der neuen
gesetzlichen Regelung gibt es keine
Pflicht zur Verordnung. Es ist ein
Dürfen, kein Müssen“, betonte er.

Bei den möglichen Kooperationen
zwischen Krankenhäusern und nie-
dergelassenen Ärzten beim Entlass-
management sieht er noch Klärungs-
bedarf. Es sei unklar, was genau der
Gesetzgeber damit gemeint habe. An-
gesichts der Schwierigkeiten und der
Korruptionsvorwürfe rund um die
Kooperationen bei der vor- und nach-
stationären Versorgung geht Korthus
davon aus, dass die Zusammenarbeit
beim Entlassmanagement eher auf
die organisatorische Unterstützung

zielt als auf ein finanzielles Verhältnis
von Leistung und Gegenleistung.

Offen sei auch, wie es künftig um
die Zusammenarbeit der Häuser mit
nichtärztlichen Leistungserbringern
bestellt ist, etwa bei der Hilfsmittel-
versorgung, berichtete er. „Wenn der
Gesetzgeber nur die Vertragsärzte er-
wähnt, heißt das, dass andere Koope-
rationen verboten sind?“ Die juristi-
sche Literatur sei in dieser Frage noch
uneinig, Urteile gebe es noch nicht.
„Solange die Rechtsprechung nicht
entschieden ist, können wir nicht vor-
schreiben, mit wem die Krankenhäu-
ser kooperieren sollen oder dürfen“,
skizzierte Korthus die Position der
DKG. (iss)

DKG: Vorsicht mit dem Rezept vom Klinikarzt
Die neue Möglichkeit für
Klinikärzte, Patienten bei
der Entlassung ein Rezept
auszustellen, birgt für diese
einige Risiken, mahnt ein
DKG-Jurist.

LÜNEBURG. Apotheken, auch Ver-
sandapotheken, dürfen kein Ero-
tikspielzeug verkaufen. Das hat
jetzt das Niedersächsische Ober-
verwaltungsgericht (OVG) in Lüne-
burg entschieden. Die Richter wie-
sen damit eine Versandapotheke
aus dem Landkreis Osnabrück ab.
Diese bot über das Internet Vibra-
toren, „Joysticks“ und anderes
Erotikspielzeug an. Die Apotheker-
kammer Niedersachsen hatte dies
untersagt. Wie schon das Verwal-
tungsgericht Osnabrück hat dies
das OVG Lüneburg nun bestätigt.

Zur Begründung führte das OVG
an, Erotikspielzeug sei keine „apo-
thekenübliche Ware“ und dürfe
laut Apothekenbetriebsordnung
daher nicht verkauft werden. Zu-
lässig seien nur Waren mit „unmit-
telbarem Gesundheitsbezug“.

Ohne Erfolg hatte die Versand-
apotheke argumentiert, das
Erotikspielzeug verhelfe zu einem
erfüllten Sexualleben und zur Ent-
spannung. Damit trage es zur Ge-
sundheitsförderung bei. Doch Ver-
braucher würden mit Erotikspiel-
zeug nicht die Vorstellung einer
Krankenbehandlung verbinden,
konterte das OVG. Entsprechend
würden die Produkte auf der Inter-
netseite der Versandapotheke un-
ter der Rubrik „Lust und Liebe“
angeboten. (mwo)

OVG Lüneburg
Az.: 13 LA 188/16

Apotheke darf
keine Dildos
verkaufen

URTEIL

Erotikspielzeug ist keine
„apothekenübliche Ware“,
entschied jetzt das
Oberverwaltungsgericht
in Lüneburg.

NEU-ISENBURG. Können Ärzte oder
Psychotherapeuten für Nachzah-
lungen der KV eine geringere Steu-
erlast in Anspruch nehmen? Der
Bundesfinanzhof (BFH) sagt schon
nein, wenn das nachträglich über-
wiesene Honorar verteilt auf zwei
Jahre ausgezahlt wird. Eine steuer-
liche Tarifbegünstigung als außer-
ordentliche Einkünfte komme nur
in Betracht, wenn die Nachzahlung
zu einer „einmaligen und außerge-
wöhnlichen Progressionsbelas-
tung“ für den Steuerpflichtigen
führt, so die Richter.

Eine solche Einmaligkeit liege
aber bei einer Nachzahlung, die in
gleich großen Beträgen auf zwei
Jahre verteilt wird, nicht mehr vor.
Andernfalls sei es auch nicht mög-
lich, die Grenze zwischen regelhaft
zu versteuerndem Einkommen
und der Tarifbegünstigung trenn-
scharf zu ziehen, sagte der BFH.
Das Gericht sah keinen Grund, eine
geringere Besteuerung deswegen
zuzulassen, weil im konkreten Fall
dem betroffenen Psychotherapeu-
ten die Nachzahlung durch die KV
in zwei statt nur in einem Betrag
„aufgezwungen“ wurde. ( juk)

Bundesfinanzhof,
Az.: VIII-R-37/14

Nachzahlung
darf Steuerlast
erhöhen

BUNDESFINANZHOF

MÜNSTER. Bei der Fusionskontrolle
spielt der ambulante ärztliche Sektor
für das Bundeskartellamt nur eine
marginale Rolle. Das gilt auch für die
Zusammenarbeit zwischen Kliniken
und niedergelassenen Ärzten. „Wir
greifen die Kooperationen nicht sys-
tematisch auf, sondern nur bei der
Kontrolle von Fusionen“, sagte Eber-
hard Temme auf dem Kongress „Ge-
sundheitswirtschaft managen“ in
Münster. Er ist Vorsitzender der 3.
Beschlussabteilung beim Bundeskar-
tellamt, der für die Bereiche Gesund-
heit und Chemie zuständig ist.

Das Bundeskartellamt hat Zusam-
menschlüsse von niedergelassenen
Ärzten aus einem einfachen Grund
nicht im Blick: Es ist nur für Fusionen
zuständig, bei denen sich der Umsatz
der beteiligten Unternehmen oder der
hinter ihnen stehenden Konzerne auf
mehr als 500 Millionen Euro weltweit
beläuft. Das kann bei größeren Klinik-
gruppen der Fall sein. Zudem werden
bei kommunalen Häusern alle der
Kommune gehörenden Unternehmen
als ein Konzern behandelt. Unter der
Schwelle von 500 Millionen Euro
können sich örtliche Monopole bil-
den. „Da können wir nichts machen“,
sagte Temme.

261 Krankenhausfusionen geprüft

Es habe Bestrebungen gegeben, die
Aufgreifgrenze für den Klinikbereich
zu senken, damit das Bundeskartell-
amt jede Krankenhausfusion prüfen
kann, berichtete er. Das sei aber nicht
weiterverfolgt worden. Der Kartell-
wächter kann sich nicht vorstellen,
dass der Gesetzgeber den Schwellen-
wert für den Markt der ambulanten
Versorgung ändern wird.

Seit 2003 hat die Behörde 261
Krankenhausfusionen geprüft. Bis-
lang wurden nur sieben Zusammen-
schlüsse untersagt. Pro Jahr werden
rund 20 Fusionsvorhaben im statio-
nären Sektor bei dem Amt gemeldet.
„Wir müssen darauf achten, dass der
Qualitätswettbewerb erhalten bleibt“,

sagte Temme. Bei den Krankenhäu-
sern funktioniere der Wettbewerb
ausschließlich über die Qualität, da es
keinen Preiswettbewerb gibt.

Akutstationäre Versorgung im Blick

Entscheidend sei die Sicht des Patien-
ten: „Wo kann ich mich behandeln las-
sen?“ Das Bundeskartellamt richtet
das Augenmerk dabei auf die akutsta-
tionäre Versorgung durch Allgemein-
krankenhäuser. Die Betrachtung von
Fachkliniken kommt nach seinen An-
gaben kaum vor. Rehabilitationsein-
richtungen, Alten- und Pflegeheime
sowie psychiatrische Einrichtungen
werden gar nicht geprüft.

Mitte vergangenen Jahres hat das
Bundeskartellamt im Krankenhaus-
markt eine Sektoruntersuchung ein-
geleitet (wir berichteten). Dazu seien
400 Krankenhäuser „vom Saarland bis
zur Lausitz“ befragt worden, die Ant-
worten liegen inzwischen vor. „Ich
hoffe, dass uns zum Jahresende ver-
nünftige Ergebnisse vorliegen.“

Als Teil der Untersuchung wollen
die Kartellwächter von den Kliniken
auch wissen, woher ihre Patienten
kommen. „Wenn wir die Ergebnisse
haben, werden wir auch die Ärzte und
andere Einweiser befragen“, so Tem-
me. „Welche Konsequenzen daraus zu
ziehen sind, kann ich jetzt noch nicht
sagen.“

VON ILSE SCHLINGENSIEPEN

Arztpraxen, die mit Kliniken
kooperieren, müssen sich
vorerst nicht vor systemati-
schen Prüfungen des
Kartellamts fürchten. Es
könnte aber eine Befragung
der Einweiser anstehen.

Bundeskartellamt
analysiert Klinikmarkt
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Wir müssen darauf
achten, dass der
Qualitätswettbewerb
erhalten bleibt.

Eberhard Temme
Vorsitzender der 3. Beschlussabteilung
beim Bundeskartellamt

Das Bundeskartellamt wacht auch über Zusammenschlüsse in der

Gesundheitswirtschaft. © OLIVER BERG / DPA

LEIPZIG. In Nordwestsachsen wird
ein neues Antibiotika-Netzwerk
aufgebaut. Das sächsische Sozial-
ministerium stellt für das Teleme-
dizin-Projekt rund 1,24 Millionen
Euro Fördergelder zur Verfügung,
wie Sozialministerin Barbara
Klepsch (CDU) mitteilte. Das Geld
stammt aus Mitteln des Europäi-
schen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE).

„Nur durch eine Vernetzung
und Zusammenarbeit von Exper-
ten auf dem Gebiet von Infektions-
krankheiten mit Kliniken, Ärzten
und Pflegeheimen ist es möglich,
Antibiotika verantwortungsbe-
wusst und zurückhaltend einzuset-
zen und damit Resistenzen vorzu-
beugen“, sagte Klepsch. Der Ein-
satz von Telemedizin solle dazu
beitragen, eine „bessere Gesund-
heitsversorgung für alle“ zu errei-
chen, fügte sie hinzu.

Register soll Daten liefern

Im Mittelpunkt des Netzwerkes
steht das St.-Georg-Klinikum in
Leipzig. Dort wird eine zentrale
Befundungs-, Beratungs- und Re-
gistrierstelle für Infektionskrank-
heiten etabliert. Patienten aus an-
deren Krankenhäusern, Arztpra-
xen und Pflegeheimen in der Regi-
on können dort vorstellig werden.
Außerdem sollen wichtige infektio-
logische Daten in einem Antibioti-
ka-Register gesammelt und fach-
spezifische Empfehlungen erarbei-
tet werden.

Die Empfehlungen und das
sonstige gesammelte Wissen sollen
schließlich über „telemedizini-
schen Antibiotika-Konferenzen“
an die anderen Netzwerkpartner in
Klinik, Praxis und Pflegeheimen
vermittelt werden.

Der Datenfluss erfolgt über die
Standardplattform CCS-Tele-
health, die bereits in Ostsachsen
erprobt wurde. Die Klinik für In-
fektiologie/Tropenmedizin, Neph-
rologie und Rheumatologie am
St.-Georg-Krankenkaus zählt als
Kompetenzzentrum für Infekti-
onskrankheiten in Sachsen. ( lup)

Neues
Antibiotika-Netz
in Sachsen

TELEMEDIZIN

Mit einer zentralen Befun-
dungs-, Beratungs- und
Registrierstelle für Infek-
tionskrankheiten will
das sächsische Sozial-
ministerium Antibiotika-
Resistenzen verbeugen.
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